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Individualrechten iıhrer Mitglieder. Liberalismus mu(fßte aber ohl erst eın lıe nıcht NUur polemisch der Posıtion
Schweizer deutsche Katholiken öt-Leider wurde dieser Gesichtspunkt in der Kontrahenten INCSSCNH, sondern

der Gesamtdiskussion entweder nıcht fentlich darauf autmerksam machen, Notwendigkeit un Chancen VO  } Ehe
aufgegriffen oder 1Ur in Fixie- daß S1e vielfach ausschließlich dıe SO- und Famaılie ohne alsche Furcht VOT

Iung auf einzelne Gesetzesformen z1aldemokraten für das schlagen, Verfallserscheinungen pOSItIV darzu-
(Scheidungsrecht, Recht der elterlı- für 1ın der Regel dıe Freıen Demokra- stellen. Und ganz undıfterenziert WUur-
chen orge insbesondere iın bezug auf ten Vorkämpfer auch beim $ 218 de auch dıe gvängıge katholische Kritik
den 1626 BGB) diskutiert. So StG B sınd einzelnen Gesetzesänderungen
macht der Kongrefß 1in seıner Mı1ı- Der Zzweıte bezog sıch auf Innerkirch- nıcht mehr akzeptiert. Dies zeıgte dıe
schung Aaus unbekümmerten soz1ıal- lıches. Eınen Tag VOor Abschlufß der rO- durchaus anregende Kontroverse ”7W1-
polıtischen Forderungen (von der Dy- mischen Bischofssynode Böckle schen dem ZdK-Reterenten Lisseh und
namısıerung des Kindergeldes bıs ZU auch eın deutliches Wort in Rıchtung dem Famıilienrechtler und Vor-

sıtzenden des Famıilienbundes derElternurlaub) und rechtspolitischer Rom und Episkopat. Es ware ‚unend-
Gesetzeskritik (Scheidungsrecht, ıch schade‘‘, Böckle, »WENN der deutschen Katholiken Prof Friedrich
Sorgerecht, $ 218 t mehr den notwendiıge Autfbruch ın Famıilienfra- Sımon (Marburg) ber den
Eindruck des Haftens unbefriedi- CIl in nächster eıt überschattet Abs BGB, lauter Anlässe
gend Vergangenem als den eınes eNTt- wuürde durch eınen neuerlichen Uut{iZ- für Staatseingriffe sah, mıiıt dem letzte-
schiedenen Blickes ach losen Streıt ber die rage erlaubter rer die Famailie aber 1InweIls auf
Eınen doppelten verdienstvollen Be1i- oder unerlaubter Methoden (der aAhnlıche Bestimmungen 1mM schwe1-

zerischen und Öösterreichischen 2amı-ırag leistete der Bonner Moraltheo- Empfängnisregelung)‘“‘. In der Diıs-
loge Franz Böckle. kussıon War dıe ede von eıner henrecht durchaus leben lassen wollte.
Der richtete sıch den polıtı- „seltsamen kirchlichen Sprachlosig- Insgesamt aber bliıeb 065 ohl bei eher
schen Adressaten: Böckle Ortefife dıe eıt  CC in Fhe- und Famıilıenfragen, tastenden Gehversuchen, manchmal

auch 1Ur einzelner Teiılnehmer. Inter-Freıen Demokraten als Hauptkon- nıcht Nur VoO  - Eheleuten, sondern auch
trahenten 1n Famıilienfragen. Böckles von Seelsorgern. Daß es nıcht zuletzt wuürden solche Kongresse
Feststellung, gerade dıe FDP mınıma- dieser un: anderer Spannungen ohl erst, wenn das ZdK erstens den
isıere Ehe und Famıilıe, War reiliıch eın Spielraum, den N als Laienorganıisa-
recht unterkühlter Briefwechsel ZW1-

zwıschen Doktrin un! Erfahrung
ISt;, wußte jeder, auch wenn es nıemand t1on hat,; ZU Ausdiskutieren ınner-

schen Friedrich Kronenberg ZdK) kıirchlich kontroverser Themen stärker
und Günther Verheugen FDP) VOI- So kamen der vorherrschend Nutfzen un! wenn CS zweıtens mehr
AuSgCcSaNSCH, nachdem von FDP-Seıte Versuche machen würde, abweıichendekonventionellen Argumentatıon e1l-
erklärt worden Wal, Ehe se1l für Libe- nıge Gesichtspunkte ZUTLage, deretwe- Vorstellungen ber Ehe und Famailie,
rale keıine grundsätzlıche Vorausset- SCH sıch der Kongrefß lohnte. Sıe be- sel C$ in der Fachliteratur, se1l es beı
ZUN$ für Famaiulie. Angesichts des of- schränkten sıch auch nıcht auf dıe VOoIml Parteıen oder gesellschaftlichen Grup-
tenbar och als Folge des Kultur- Böckle gESELIZIEN Akzente, sondern PCH, ın die eıgene Urganısatıon einbe-
kamptes andauernden Unverhältnisses machten wenı1gstens spurenweıse eiıne zöge bzw für dıe eıgene Urteıilsbil-
zwiıischen dem organısiıerten Katholi- veränderte Bereitschaft sıchtbar: die dung stärker das direkte Gespräch mıt
Z71sSmMus und dem polıtiıschen deutschen eigene Auffassung von Ehe und amı- den Kontrahenten suchte.

Entwicklungen

ist dıe Bundesrepublik Tremdenfeindlich
Zu Jungsten Entwicklungen In der Ausländer- und sylantenfrage
Dıie Anschläge von Lörrach un! Hamburg Asylan- tholiken anderer Muttersprachen 1M Bıstum Limburg ZOß
ten wıe auch dıe Fernsehspots der NPD ZU Wahlkamp{f 1n einer Stellungnahme Parallelen zwıschen dieser
machen deutlıch, da{fß es in der Bundesrepublık nıcht NUur Ausländerteindlichkeit und den Judenhaß 1mM Drıtten
eıne atente, sondern eine offene Ausländerfeindlichkeit Reich Wenn solche Vergleiche auch gEeWagT erscheinen,

meınte doch der Ausländerreterent 1M Bischöflicheng1bt, die waächst, auch wenn die NPD beı den Wahlen da-
mıt keinen Erfolg hatte. Der Rat der Gemeinden von Ka- Ordinarıat Limburg, Pfarrer Herbert Leuninger, in einem
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Refterat VOr dem Katholischen Arbeitskries für ausländı- Ausländerexperte mutet, da{fß 6S ein relatıv gleichbleı-
sche Arbeitnehmer Bonn, dafß bezüglıch der Struktur der bendes Potential Xenophobie 21Dt, das sıch beı N-

Vorurteile der deutschen Bevölkerung Vergleiche ZW1- derten kulturellen, polıtischen, sozıalen, ökonomischen
schen Ausländer- und Judenhafß gerechtfertigt sınd JE- un moralıschen Rahmenbedingungen aktıyıeren bzw
denfalls aus der Sıcht des geNANNILEN Limburger Auslän- zurückdrängen aßt
der-Rates, der naturgemäß sensıibler auf FCaslEIC, Leunıinger hält die Theorie tür plausıbel, dafß dıe mensch-
W as sıch nıcht 1Ur Mordanschlägen un! der Wahlwer- liche Neigung, auf Außenseiter AZQrESSIVO und ablehnend
bung der NPD niederschlage Anhaltspunkte dafür sınd VEASIETEN sıch ebenso beı soz1iallebenden Wiırbeltieren
EeIW. auch ungezählte Haf- und Beschimpfungsbriefe gC- wıederftindet Eın NeueTITesSs biosoziologisches Forschungs-
gCH Ausländer, WI1Ie S1C be1 den Redaktionen der Medien, projekt der Universıiıtät unster habe dıiese Verbindung
be] den Mınıisterıen, Behörden, Kırchen be1 den Gewerk- festgestellt Dort SsC1 dıe Hypothese erhärtet worden, dafß
schaften und beı den Arbeitgebern der VeErgaNSCHNCH eıt Vorurteile, deren jeweılıger Inhalt erlernt wırd weltweit

Häufung un:! Maßlosigkeit ohnegleichen CEINSIN- verbreıtet sınd weıl dreı biologische Voranpassungen
gCn ach Pfarrer Leunıinger macht all dies deutlıch, „„dafß beım Menschen vorhanden sınd die angeborene Neı1-
uns die Ausländer- und Fremdenteindlichkeit wıeder C1N- gun ZU gruppenkonformen Verhalten die angebo-
geholt hat un! dıe Aufarbeitung der Juden- un Auslän- rTenNne Neıigung ZUuUr ApgrEeSSIVCN Außenseıterreaktion und
derfrage und ıch bleibe unabhängıg VO  - der satanıschen dıe angeborene Fremdenturcht
Dımension der Judenvernichtung bei dieser Parallele C111

Datum der künftigen Ausländerpolitik 1ST und unsefTe Ge“-
Als Veränderung der Rahmenbedingungen dıe die rem-
denteindlichkeit begünstigen, bezeichnet Leunıinger das

sellschaft VOT C1INC sehr schwierige Aufgabe stellt Nachlassen der integrativen Kräfte und ZW al nıcht 1Ur

unserelk, sondern der Weltgesellschaft ıne
Angeborene Furcht Vor Fremden? gewıissermaßen PTFOSFESSIVC Phase orößerer GemeıLinsam-

elıt un:! besseren Interessenausgleiches SC1 Phase des
Ausländerteindlichkeit IST nıcht auf die Bundesrepublik Rückzugs auf das Eıgene, aut dıe Besitzstandswahrung,beschränkt WeNn 65 für die zunehmende Fremden- auf die Abwehr VO.  5 Ansprüchen anderer gewichen SO-
teindlichkeit Deutschland dafür auch eiINe besondere gC- ohl] der amerıikanısche WIC der bundesrepublıkanischeschichtliche Erklärung gibt Deutschland hatte des Wahlkamp{f hätten unls überdies den Einblick die Be-
frühen Endes seiner Kolonisierungsära 1E dıe Weltotften- reitschaft verschafft, rücksichtslos Feindbilder aufzu-
eıt der Kolonialmächte erlangt und bısher sıch auch kaum bauen und Gräben autzureißen ach dieser Analyse o1bt
MItL deren Problemen auseinanderzusetzen gehabt 6S heute der Welt mehr Nationalısmus als Internationa-
Dennoch verbietet sıch Ee111Cc 1Ur natiıonale Analyse des
Phänömens uch unseren europäischen Nachbarlän-

lıtät mehr Unitormität als Pluralısmus, mehr Isolierung
dern 1ST e1iNeE wachsende Ausländerteindlichkeit teststell-

als Öffnung, mehr Rückzug als Aufeinanderzugehen,
mehr Regionalısmus als überregionalen Zusammenhang,bar So demonstrierten Belgien Neonazıs dıe An- mehr Minderheitenbewußtsein als Universalısmus, mehr

wesenheiıt von ausländischen Arbeitern 70 Jahre lang als und
Frankreichs Arbeiter Zielscheibe Mehrheıitsansprüche Minderheıitenrespektalgerische schließlich auch mehr Kontessionalismus als Okumene

Hunderter blutiger Anschläge und Diskriminierungen Für das Nachlassen VO  3 Integrationskräften, für den
Jetzt richtet sıch dıe Aggression auch dıe Juden, Rückzug auf das Eıgene macht Leuninger zunehmende
vornehmlıch Juden Aaus Nordaftfriıka In Griechen- Angst VOT der Zukunft der CISCHNCNHN Natıon, dıe Sorgeand ELW 100 000 Arbeıter aus Afrika, Asıen und dem die CISCHNCNHN Priviliegien, aber auch dıe ngst VOT der Z
Vorderen Orıent sınd wırd schon VOTI kunft der Weltgesellschaft verantwortlıch
„Überfremdung BEWANNT In Grofßbrıitannıen prüft der
Generalstaatsanwalt dıe Möglichkeıit Straiverfolgung Hın und wıeder scheıint MItTL solcher Angst rem-
rechtsradikaler Judenfeinde Aufhetzung ZU Ras- denteindlichkeit selbst Meınungsorganen sıch
senhafß und der Rassenhafß gegenüber unbequemen Im- nıederzuschlagen, auch WEn SIC als solche nıcht auf den
M1granten Aaus ehemalıgen Kolonialländern schwelt latent ersten Blick erkennbar IST Als ein Beispiel dafür könnte
eıiter Hınter den Schweizer ampagnen Über- der Artıkel „„Mıt wıeviıel Fremden dıe Bundesrepublık e
iremdung während der etzten Jahre verbirgt sıch teil- ben annn des Bochumer AÄAstronomen und Bevölke-

och viel schärterer orm das oleiche Problem WIC rungswissenschaftlers Prof Theodor Schmidt-Kaler Ende
der Bundesrepublık September der „FAZ gelten In dessen Beıtrag hiefß

Be1l der Erforschung der Ursachen der weltweıt verbreıte- N warnend bereıts 1990 werde die Schwelle von zehn
ten Fremdenteindlichkeit mMu ach Ansıcht VO  3 Ptarrer Prozent Ausländern der Bundesrepublik überschritten
Leunıinger VO  3 ınteyrnatıional vorhandenen Syndrom werden „Von solchen Grenze ab 1St N kalkulierbar,
AU.  (0 werden iıne Ursache sıeht Leunınger der dafß sıch Minderheiıtenprobleme explosıv entladen Die
Xenophobie als entwıicklungsgeschichtlichen Bundesrepublik wurde ZU Vielvölkerstaat, und ZW alr

Überbleibsel aus menschlicher Urzeıt S1e SC1 och tief selbst dann, WE eiNe „Integration gelingen sollte 1)a-
der heutigen enschheıt verankert und C555 bedürfe VOI geht Schmidt Kaler aber nıcht Aaus Er spricht vielmehr
hohen Kulturleistung, SIC übertftormen Der Limburger VO gesellschaftliıchen Konftlıkten, vVvon bisher undenkba-
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Te Ausmaß. Dıie Kulturtradition reiße ab, eın anderes lıche Zustände 1ın der Türkei auf dıe Bundesrepublik
olk mıt anderer ethnıscher und geistiger Substanz be- ausgedehnt werden. Schon selt Jangem nehmen Morde
wohne eınes Tages Land Der Artikel xipfelt 1ın der ter Türken, dıe 1n der Bundesrepublık leben, ber N

Frage, W as aller Wohlstand der gegenwärtigen Generation z1Dt auch Hınweıise, dafß Mordanschläge nıcht auf Türken
nutze, wenn dıe Identität, das Weıterleben des deutschen beschränkt bleiben, sondern auf Deutsche ausgedehnt
Volkes in künftigen Generationen gefährdet sel. In der werden. Sollte die weıtgehend och versteckte Ausländer-
gleichen99machte tast Zur selben eıt arl Friedrich teindlichkeit (die dıe Ausländer täglıch eıgenen Leıib
Fromme darauf aufmerksam, INan sollte 1im Falle von Aus- verspuren) tatsächlich mıt einer offenen Feindseligkeit
äandern nıcht VO  3 Mitbürgern, sondern von Gästen SPIC- gegenüber Deutschen beantwortet werden, dann türchten
chen, dıe auf eılt 1in Deutschland selen. Schmidt-Kaler und Experten eıne Emotionalısıierung, dıe dem Rechtsextre-
Fromme tormulierten auf Je iıhre Weıse eıne in der Bun- m1ısmus 1n der Bundesrepublik GCuEe Nahrung ı1etern
desrepublık sıcher weıtverbreıtete Auffassung, in der sıch würde. iıne Integration der Ausländer ware dann,
die Erörterung der realen Probleme mıiıt keiner verhüllten fürchten Experten, aum och möglıch, weıl dafür NOL-

Ablehnung des Ausländers vermischt. wendiıge sozlalpolıtische Mafßnahmen immer unpopulärer
wuürden.
Was dıe unterschwellige Ausländerfeindlichkeit n_eıne Einbahnstraße ehr wärtig besonders nährt, ist ZU eınen die Arbeitslosigkeit
ın der Bundesrepublik, dıe im kommenden Jahr ach den

„Wır haben Arbeitskräfte gerufen, und gekommen sınd Prognosen von Konjunkturforschern wıeder ansteıgen
Menschen.“‘‘ Dieser Satz des Schweizer Schrittstellers Max und 1m Jahresdurchschnitt ber eıne Miıllion Arbeıtslose
Frıisch macht 1n aller Kurze und Bildhaftigkeit deutlıch, erreichen wiırd, un! Z.U)| anderen der Zuzug UoN Asylan-

es beım Thema Fremdenteindlichkeit hierzulande ten, der ZU Katalysator VO  e’ Fremdenteindlichkeit
iın erstier Linie geht: Dıie Ausländer kamen zunächst nıcht geworden ISt;, auch W en der Asylantenstrom ach den
VO  $ selbst, sondern sS1e wurden angeworben, weıl S1e Ar- eingeleıteten Gesetzes- und Verwaltungsmaßnahmen
beitsleistungen erbringen sollten, die andere nıcht erbrın- merklich zurückgeht.
SCH konnten oder nıcht erbringen wollten. An anderen
Fragen außer ıhrer Arbeitskraft War InNall zunächst
nıg interessıiert. Der stellvertretende Leıter des Kommiıs- Asylantenproblem als Katalysator
sarlats der deutschen Bischöte 1in Bonn, Johannes
Nıemeyer, Nnannte dies iın einem Vortrag Vor dem Wiıl- Dementsprechend wırd die große Zahl von Asylbewer-
helm-Böhler-Club in onn eine Unterordnung der Men- bern auch schon einer Schicksalsirage der Natıon hoch-
schenwürde wirtschaftliche Zwecke. Tatsächlich 1st stilısıert, als würde die Bundesrepublik eiınem
diese Grundeinstellung gegenüber dem Ausländer eıne mıllıonenfachen Ansturm von Flüchtlingen 1n iıhrem (5@-
Wurzel der Ausländerteindlichkeit: Er wurde von Anfang füge 1Ns Wanken geraten.

nıcht als Mıtmensch und Miıtbürger, sondern einseltig Fuür Pfarrer Leuninger sınd dıe auf die Bundesrepublik
Nnur als eıne beliebig austausch- und einsetzbare ‚„„Arbeıts- kommenden Teıulströme ayeltweiter Flüchtlingsbewegun-
kraft“‘ betrachtet. Man sıeht dies schon daran, wıeviel Zn Aaus den wiırtschaftlichen und polıtischen Krisengebie-
Ausländerteindlichkeit in den vielen Mietwohnungsan- ten der Welt Vorboten anstehender Auseinandersetzun-
NOMNCEN sıchtbar wird, dıe den Zusatz haben ‚„„Ausländer SCHIl um.den Interessenausgleich zwıschen Sud und Nord,
nıcht erwuünscht‘‘. So außert sıch Ausländerfeindlichkeit Sıgnale eınes ımmer größer werdenden wirtschaftlichen
in der Bundesrepublik oft versteckt beziehungsweise öt- Entwicklungsgefälles. „Noch glauben WITr, uns dieser
tentlich aum beachtet ın vielfältigen Benachteiligungen, Auseinandersetzung, die miıt den Prinzıpien grundsätzlı-
dıe sıch oft allein aufgrund der Sprachschwierigkeiten e1I- cher Gleichheit aller Menschen und der Verpflichtung
geben. internationaler Solıdarıtät geführt wiırd, durch Almosen,
Ottene Feindseligkeit gegenüber Ausländern WI1e 1n Lör- kleckernde Entwicklungshiltfe un ökonomische KRat-
rach un! Hamburg, die sıch ann in Schlagzeilen in der schläge, Ja durch Abschottung der Bundesrepublik entzle-
Presse nıederschlägt, 1st dagegen glücklicherweise och hen können. Der verbreıtete Unwillen, sıch dem Auf-
selten. Dafß merdeckte Formen DON Ausländerfeindlichkeit nahmebegehren unzähliger, gerade auch Junger Flücht-
in den Medien wenı12 beachtet werden, erten Ausländer- lınge aus der Drıitten Welt stellen, dürfte nıcht zuletzt
betreuer eher pOSItIV; dadurch werde verhindert, dafß CS ın der Ahnung begründet se1ın, daß Mi1t ıhrer Anwesenheıiıt
einem gegenselntigen Hochschaukeln, einer weıteren 88| der Bundesrepublık dıe Gewährung menschlicher
Emotionalısierung komme. Grundrechte un entwicklungspolitischer Posıtiıonen
Denn Ausländerfeindlichkeit 1sSt gegenwärtig keine Eın- steht, für dıe jetzıges humanıtäres und polıtisches

Instrumentarıum bel weıtem nıcht ausreicht.‘‘bahnstraße mehr So ann INan vielerorts Wandparolen
WI1e „Türken raus‘“ lesen; doch W as ın türkischer Sprache Hılflos und iıdeologısch sımpel klınge da die eingeschlıf-
aneben oder darunter steht; bleibt den Deutschen VeI- fene Formel vieler Wortführer ın umnNseIelr Gesellschaft, WIr

könnten doch nıcht alle sozıalen Probleme der Welt lösen.borgen: ‚Gehen WIr den Weg der Revolution.“ Solche Pa-
rolen machen die Gefahr deutlıch, dafß bürgerkriegsähn- Das se1l Ratlosigkeit und Abwehr zugleich, und ZW ar 1ImM
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Gegensatz ZUuUr bısherigen eıgenen, weltanschaulichen Ba- zunehmend restriktiv gehandhabt: Wurden 1971 INnsge-
S1S. FEs komme da eın Miıßbehagen dem eıgenen schlech- Samıt 5338 Anträge gestellt, aber 5581 Anerkennungen
ten GewIissen ZU Ausdruck, das scheinbar L1Ur gemindert (einschließlıch Überhang Aaus Vorjahren) ausgesprochen,
werden könne, WEn N eıne Ideologıe der Abwehr und gab es 1976 ber 11 01010 Anträge, aber 1Ur 2553 Aner-
Fremdendiskriminierung gebe. kennungen; 1978 CS über 33 000 Anträge beı 1962
Dem entsprachen ohl auch die inzwischen getroffenen Anerkennungen, 1979 Sal rund 51 500 Anträge, zugleıch

aber 6164 Anerkennungen, darunter etwa 2500 für vietna-gesetzlichen Maßnahmen. Bekanntlıch raumt dıe Bundes- mesısche „Kontingent-Flüchtlinge“‘.republık als einzıger Staat der Welt polıtischen Flüchtlin-
SCNH 1im Grundgesetz das Recht auf Asyl ein Gerade diese
Flüchtlinge Aaus aller Welt,; die besonderer Hılfe bedürten Restri  Ive Politikurc schng"e Gesetze
und Deutsche ıhre eigene Flüchtlingsnot ach dem
Zweıten Weltkrieg erınnern sollten, stoßen auch weıl S1e Lassen dıese Zahlen u  9 daß 111a bısher auft dem
aus remden Kulturen kommen auf besondere Ableh- Verwaltungswege dem Asylantenstrom entgegensteuern
Nuns. ine Ursache lıegt ohl darın, da{ß viele dieser her- wollte, dienen diesem Zweck eXpressIs verbiıs . dıe
eindringenden Ausländer nıcht polıtisch verfolgt sınd, folgenden Jüngst beschlossenen Gesetze und Verordnun-
sondern vorwiegend Aaus Gründen der materiellen Lebens- sCH
auSStattung ach Deutschland kommen. Wenn C$S auch le- Mıt Wiırkung VO August Lrat eın (Jesetz uüber Maß-gitım ISt; mißbräuchliche Ausnutzungen des Asylrechts
verhindern, sınd doch ach Auffassung katholischer Be- nahmen für ım Rahmen‘ humanıtärer Hilfsaktionen
er VO Asylbewerbern die Jüngsten Gesetze und Ver- aufgenommene Flüchtlinge In Kraft, das SOgENANNTE

Kontingentflüchtlinge (von der Bundesregierung ber-ordnungen Zg Eiındämmung der Asylantenflut nıcht SC-
eıgnet, diese Flut StOppeNn und gleichzeitig eıne LOINMENE Flüchtlinge, VOT allem Vıetnamesen) mı1ıt der
Asylgewährung 1mM Sınne des Grundgesetzes sıchern. Rechtsstellung ach der Genter Flüchtlingskonvention
Sıe sınd vielmehr iıhrerseıts eın Kotau VOT ausländerfeind- gleichgestellt.

Zwecks Fernhalten von Asylbewerbern wurde Vısum-lıchen Haltungen, bestenfalls eıne Art Ventil, einen
Gefühlsstau mMı1t möglıcherweise schlimmen Folgen Weingeführt; dabe1 wurde angeblich sıchergestellt,
verhindern. da{fßß dıe Vertretungen der Bundesrepublik in „Fällen der

Geftahr physıscher Vernichtung“ Vısa erteılen; offen IStDer Gesetzgeber befindet sıch diesbezüglıch in einem Di-
lemma: Härtemafßßnahmen sınd 1n der Bevölkerung ZzWeIl- bısher, WwWI1e die Vertretungen beı Geftahr VO  ; aft oder
fellos „populär““ auch WeNn viele Menschen dabe1 eın anderer Verfolgung verftfahren.

Der Bundesrat verabschiedete eın Z weiıtes (Jesetz ZUYschlechtes Gewissen haben egen dieses Dılemmas War

das Ausländerproblem 1mM abgelaufenen Bundestagswahl- Beschleunigung des Asylverfahrens, das sıch

kampf tabu Keıne der 1m Bundestag Parteıen zahlreiche Bedenken nıcht 1Ur der Kırchen richten. D)a-
ach werden alle ab Antfang 1980 beım Bundesamt inhat sıch offiziell un! öffentlich den Werbespot der Zirndortf eingegangenen Anträge autf Asyl achNPD ZUuf Wehr ZESETZL. Alleın schon dieser Umstand

ze1gt, Ww1e weıt dıe Ausländerteindllichkeit der Bundesre- Recht (also rückwirkend!) behandelt. In Zirndorf ent-
scheidet LLUr och eın Bediensteter (dessen Qualifika-publık verbreıtet ISt. Während des Wahlkampfes wollte t1on nıcht geregelt ist); der Wiıderspruch enttällt NunNn-

INnan sıch mı1t ausländerfreundlichen Außerungen nıcht
„unpopulär““ machen. Nur 1sSt 065 auch erklären, dafß mehr ın allen (Wiederaufnahme-)Verfahren VOT dem

Bundesamt:; ablehnende Entscheidungen werden berVOT Begınn des Wahlkampfes die Mafßnahmen ASY“+ das Ausländeramt zugestellt; das Bundesamt ann demlanten recht einhellıg beschlossen werden konnten. Antragsteller Frısten für den Vortrag und die Beıbrin-
och wer diese Maßnahmen kritisiert, verkennt keines- Sung von Beweıisen SECETIZCEN; die Aufenthaltspilicht e1l-
WCBS die Problematik: Alleın in der ersten Hälfte 1980 Lra- Ne bestimmten Ort während des Asylverfahrens 1st
ten von ber 7 0O0Ö Personen beim Zirndorter Bundesamt gesetzlıch geregelt; ach Ablehnung des Asylantrags
Asylanträge e1ın, davon ber 40 000 Türken, Je ber 3000 durch das Bundesamt wırd dem Asylbewerber die Ab-
Pakistaner, Inder und Afghanen SOWIe ber 2000 Athio- schiebung mıt Monatsfrist angedroht; werTl! eınen
pıer und Vıetnamesen. Als Asylanten anerkannt wurden Asylbewerber ıllegal beschäftigt (weıl Cs eın Jahr lang
davon bısher VOT allem Flüchtlinge Aaus Afghanistan, ab Asylantragstellung keine Arbeitserlaubnis o1bt),
Athiopien und Vıetnam, rund 8000 Antrag- tragt die Abschiebungskosten.
steller. Die übrıgen 55 000 haben kaum eıne Chance, aut Kabinettsbeschlufß und Rundschreiben der Bun-
chen 1aber von den Asylbewerbern eLIW 78 Prozent A4UuUs, desanstalt für Arbeıt VO Juni erhalten Asylbewer-
Wiährend 1ın Zirndorf ELW 70 000 Vertahren un! be1 den ber, dıe bıs diesem Datum och keine Arbeıtserlaub-
Gerichten rund anhängıg sınd, wurden 1M ersten N1Ss erhalten haben, eın Jahr lang heine Arbeitserlaubnis.
Halbjahr 1980 11UTr 4000 Personen Aaus Indochina und A{f- Die Jahresfrist aAb Asylantragstellung bringt besondere
ghanıstan SOWI1e eLIwa 2000 AaUsSs anderen Staaten ANeTr- Probleme für solche Ausländer, die erst ach Jahren des
kannt. Autenthalts iın der Bundesrepublık Asylantrag stellen.
Schon in den etzten Jahren wurde dıe Asyl-Zuerkennung Unverständlich 1sSt auch dıe Regelung, wonach Ehegat-
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ten und Kınder eınes Asylbewerbers WwW1e€e Ehegatten und Phantomdiskussion, ob die Bundesrepublık eın Eınwan-
Kınder von Gastarbeıitern (vier bzw Zzwelı Jahre Warte- derungsland sel oder nıcht, quer Die Thesen stellen
frist) behandelt und damıt gegenüber ledigen Asylbe- lapıdar fest Wır leben ın der Bundesrepublik In einer
werbern schlechter gestellt werden. Dıie Nichtangabe multikulturellen Gesellschaft.“ Wer 1es bestreıte, VeI-
der Heırat ermöglıcht also eıne Besserstellung. die innerhalb der Europäischen Gemeinschaft realı-

Wıe unausgereift gerade dieses Gesetz ISt, verdeutlicht sıerte Freizügigkeıit, die Recht auf Dauerautenthalt 1ın el-
NC anderen Mitgliedsstaat ohne den Zwang gewährt, dıeanderem die darın ungeklärte Frage;, W1e€e Sozıualhilfe- Staatsangehörigkeıit wechseln mussen. Die These vonempfänger ohne Arbeıtserlaubnıis, also während der eıt

des Arbeıitsverbots, behandelt werden. Dıie Paragraphen den verschiedenen Kulturen schließt also die Forderung
ach eiıner gegenseıtigen Integration e1n, WI1e S1e iın der19 un! 70 des Bundessozialhilfegesetzes sehen nämlıch öf- These des Okumenischen Vorbereitungsausschussesfentlichen Arbeıitseinsatz durch die Sozialhiılfeempfänger

VOoO  srl Be1i eıner solchen „Pflichtarbeit“‘ oıbt c 1Ur eıne Art ZU) Ausdruck kommt. Damıt 1sSt eIW. gemeınt, daß das

Taschengeld, be]l Verweigerung dieser Arbeıt wırd die SOo- iın jeder Gemeinschaft notwendıge Ma{iß von Gemeılınsam-
keıt und Anpassung nıcht 1Ur VO den Eınwanderern,z1alhıilfe gekürzt oder WDas Arbeıitsverbot könnte sondern auch VO den Einheimischen wırdalso eine solche Pflichtarbeit ZUuUfr Zwangsarbeıt stempeln,

dıe aber ach dem Grundgesetz und ach der europälschen Die Kırchen ordern in dem Thesenpapier weıter, da{fß 1mM
Menschenrechtskonvention verboten ist Miteinander der Kulturen dıe Mehrheıt der Mınderheıit

Mınderheıitsrechte un! Mınderheıitenschutz einräumt, VvorKünftig wırd auch das Kindergeld nıcht mehr während des
Asylverfahrens, sondern ach Anerkennung rückwirkend allem auch den Anspruch, eigene Interessen und Bedürf-

nısse vereinsmäßıg organısıeren (was iın dem Mottogezahlt. Mangels Arbeıtserlaubnis stehen die Asylbewer- ZU Tag des ausländıschen Miıtbürgers 1n der Forderungber auch dem Arbeitsmarkt nıcht ZUur Verfügung, womlıt
für sS1e auch Arbeıitslosengeld bzw Arbeıtslosenhilfe eNtTt- ‚„„Gleıiche Rechte“‘ ZU Ausdruck kommt). Unter der wel-
tallen dürfte. Besonders problematisch aber 1st die Fın- Forderung „Für eıne gemeinsame Zukunft“‘ 1in die-

SC Motto wollen dıe Kırchen u. zum Ausdruck Tr1n-rvichtung DUOonNn Sammellagern. So bringt Baden-Württem-
berg Teu ankommende Asylbewerber iın Sammellagern in SCNH, da{ß gegenseıltıge Isolıerung un Gettos die
Karlsruhe, Donaueschingen, Tübingen, Stuttgart, Göp- gemeinsame Zukunft gefährden.

Pfarrer Leuninger Vverirat in seinem Referat ın onn diepıngen, Konstanz un! Rastatt Weıchen Asylbewer- Auffassung, da{ß der Kindergarten eıne multikulturelleber aber 1n Bundesländer ohne Großlager Aaus, dürften
auch diese Länder bzw dıe betroffenen Städte sıch SC-

Gesellschaft mınıature sel bzw seın sollte. ‚„Die Kınder
verschiedenster ethnischer, sprachlicher und relıg1öserZWUNSCH sehen, ebentalls Großlager einzurichten. Herkuntftt, die spater kontfliktarm mıteinander leben

ach kirchlicher Auffassung sınd die Maflfßnahmen von möchten, mussen dies ın der entscheidenden Prägephase
1980 ohne eın Wort ber die Entschließung des Deutschen ıhres Lebens lernen. Daher ware 6S verhängnisvoll, WenNnn

Bundestages VO 1978 Flüchtlingen AUS Kriegs- und sıch Tendenzen durchsetzen sollten, Kınder AUS relıg1ösen,
Spannungsgebieten hınweggegangen. Vor allem Libanesen natıonalen oder bıldungsmäßigen Gründen voneınander
un! christliche Türken mussen danach neben den Aifgha- rennen.‘‘
NEeN, Erıträern und auch Ostblock-Flüchtlingen die auf
Abwehr der Türken, Inder, Pakistanı und Bangladeschi ach Auffassung des Okumenischen Arbeitsausschusses

eröffnet das Zusammenleben verschiedener Kulturen 1inabgestellten Mafßnahmen mittragen. och manchen Bun- eiıner multikulturellen Gesellschaft auch eUuUe Chancen fürdesländern sınd diese Maßnahmen nıcht eiınmal weıtge-
hend Vor allem die Länder Bayern un die Zukunft der Bundesrepublık.

Warnend außern sıch die Kırchen selt einıger eılıt auchBaden-Württemberg verfolgen ler eıne sehr restriktive 1in der Asylantenfrage. ochVor den Wahlen hat dıe Kom-Polıitik, die Koalıtionsparteien un die VO  e} ıhnen geführ- missıon der Deutschen Bischofskonferenz in eiıner Er-ten Länder eher eiıne zurückhaltend ıberale. klärung auf bedenkliche Entwicklungen be1 der Behand-
lung von Asylbewerbern in der Bundesrepubliık verwlıe-

Die Kırchen SC  5 Darın werden Z W al dıe bisherigen Leistungen unserTer
Gesellschaftt ZUr Linderung des Flüchtlingselends aner-

kannt, zugleich aber werde betont, da{fß die Grenzen derDen christlichen Kırchen, die bısher unbestritten das Aufnahmefähigkeit nıcht als erreicht hıingestellt werdenstärkste ngagement für Ausländer gezeligt haben, wırd
die Briısanz des Problems allmählich bewußt,; un S1e VCI-

dürftten und Fremdenteindlichkeit eıne völlig uNaNgCMECS-
SCIlC AÄAntwort auf den Flüchtlingsstrom darstelle.suchen verstärkt gegenNZUSLEUENN. Das wırd schon A eun

Thesen deutlıch, die der Ökumenische Vorbereitungsaus- Besondere Bedenken der Kırche richten sıch ın der Erklä-
schuß tür den „Tag des ausländıischen Mitbürgers 980°* rTung VOT allem dıe Großlager für Asylanten. Ertah-
der Öftfentlichkeit vorstellte. Dıieser Tag des ausländıischen runscn Aaus Flüchtlings-, Internierungs-, Auffang- und
Miıtbürgers stand dem Motto ‚„„Verschiedene Kultu- Gefangenenlagern SOWIle Aaus bereıts bestehenden Großla-
Ien gleiche Rechte für eine gemeinsame Zukuntft‘‘ SCIN für Asylbewerber 55 in Bayern zeıgten, dafß eıne
Was dıe Kırchen damıt ausdrücken wollten, lıegt ZUr derartige Zusammenballung von Menschen, die von ıhrer
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Fluchtsituation her bereıts psychischem Druck STE- cher und handwerklicher Fähigkeıten. Der soz1albetreue-
hen, oroßen Beeinträchtigungen, Risiıken un! Getahren rische und tinanzielle Auftwand Zur Verhinderung oder
für die einzelnen, VOT allem für dıe Kınder un Jugendli- auch ZUur Linderung der voraussehbaren Fehlentwicklung
chen, für dıe Lagerbewohner insgesamt, für Betreuer und beı Großlagern werde grofß se1ın, daß ir ın keinem Ver-
für die nähere Umgebung tühren. Es kommt, dem kırchli- hältnis Aufwendungen stehe, die auch beı einer Unter-
chen Dokument zufolge, Depressionen, Lagerpsycho- bringung von Asylbewerbern humanen Bedingun-
SCI1, Aggressionen, Lähmung der Eigeninitiative und Al- SCNH notwendiıg waren.
koholismus. Dıieser Befund werde verschliımmert durch
die Einführung des Arbeıitsverbots vorhandener Ar- uch für risten unbequembeitsplätze; ahnlich negatıv wiırkten dıe totale Fremdver-
SOrgung Selbstversorgung, dıe Versagung vonmn Was dıe Kirchen ler allen Mitbürgern, den Kırchenge-
Sprachförderung SOWIe der Ausschlufß der Kınder und Ju- meıinden, Ausländervereinigungen, Inıtıatıvgruppen,
gendliıchen VO  — Schule und Berutsbildung. Wohlfahrtsverbänden, Parteıen, Kommunen, Sportver-
Das Fazıt der kırchlichen Stellungnahme: Die Abschrek- bänden und Sozlalpartnern 1Ns Gewiıissen riefen, 1st auch
kungspolitik geht Lasten DV“oN besonders schutzwürdiı- für Christen eın unbequemes Wort. Johannes Nıemeyer

tormuliert dies Wır mussen der Tatsache 1Ns AugeSCTI Flüchtlingsgruppen, während Schlepperorganıisatıo-
nen ohl recht bald wıeder Cue Wege ZUr Einschleusung sehen,; daß eın erschreckend oroßer Prozentsatz unNnseIrIer

VO  ; Asylanten tinden ürften. Überdies werde eıne Ab- Bevölkerung, auch den Katholiken, den Ausländern
schreckung be1 Personen EeIW.: aus UOsteuropa feh- distanziıert bıs ablehnend gegenübersteht. Kirchenpolitik

annn also 1ler Umständen bedeuten, beharrliıcherlender Informationsmöglichkeit gegenstandslos. Miıt den
beschlossenen Mafßnahmen würden also NUur Symptome auch dıe Einstellung eines beträchtlichen Teıls der
bekämpfit, nıcht aber die Ursachen. Deswegen plädıert Katholiken tür Nächstenliebe un Gerechtigkeit -
INnan kirchlicherseits VOT allem tür Mafßnahmen ZUuUfr Star- ber den Ausländern einzutreten. Die dabe!: möglicher-
kung der Eiıgenverantwortung und Selbsthilfe, der Identi- weılse auttretenden Kontlikte mussen durchgestanden
tätswahrung SOWIe der Erhaltung und Entfaltung berultlı- werden.‘‘ Hans Lipp

ntervieWw

Der reformierte A  LOM 218 S der ICder eratung
Fın espräc mit Flısabeth Buschmann

ber das durch dıe Reform des 218 ”NneuX eingeführte Ab- $ 218 den Frauen mehr Möglichkeiten ZU!r Lösung VO

treibungsstrafrecht werden nach 701€ D“OT heftige politische Schwangerschaftskoniflikten gebracht habe und zugleıch
Auseinandersetzungen geführt, zumal seıt der Reform die dem Schutz des ungeborenen Lebens besser diene als das
Zahl der legalen Schwangerschaftsabbrüche sprunghaft rühere Stratrecht. Können Sıe dem auch Aus der Sıcht der
angestiegen Ist, ohne aaß Klarheit darüber besteht, 01€ Beratung eLIWAaSs abgewıinnen?
sıch ınzwischen dıe Dunkelziffer ayeriterhin VOTSENOMME- Buschmann: Leıider nıcht. War haben, als das Gesetz gCc-ner ıllegaler Abbrüche entwickelt. Im Verhältnis AZU 161 andert wurde, viele geglaubt, INnan könne den Frauenzuwenıg dıiskutiert z”ırd dıe Frage ach der Praxıs, den
Chancen und Schwierigkeiten der Beratung VDn Frauen nıcht NUur helfen, AUS$S der Ilegalıtät herauszukommen, SOMN-

dern ber dıe Beratungsstellen auch eıner anderen 1LO=-ın Schwangerschaftskonflikten, dıe 14 ım Blick auf dıe
SunNng der Schwangerschaftskonilikte kommen als durchHilfe für dıe Schwangeren und den Schutz des ungebore- eiınen Schwangerschaftsabbruch. Dıies War jedoch eıne

nen menschlichen Lebens das Strafrecht weitgehend abge-
löst hat Das folgende Interview mit Elisabeth Buschmann, Fehleinschätzung: Der VWert des ungeborenen Lebens

verliıert seıtdem in der Meınung unNnseiIier Bevölkerung stan-der Leıterin dery Abteilung Familıenhilfe mM Deutschen dıg Bedeutung.Carıtasverband, handelt vornehmlich von diesem Pro- Das Bewußtseın, dafß 65 sıch menschliches Leben han-blembereich. Dıie Fragen stellte Seeber. delt; wırd verdrängt. Schlagwörter, w 1e „Selbstverwirklı-
Tau Dr Buschmann, dıe Kommuissıon ZuUur Äuswer- chung der Tau  CC oder „Unzumutbarkeıt Vo Belastun-

Lung der Erfahrungen mıt dem reformierten $ 218 kommt L  gen menschlicher Beziehungen willen, pragen das
dem Schlufß und dıe Bundesregierung hat dem Au ıh- Klıma Das subjektive Empfinden der Tau oder iıhres

HSI Sıcht ausdrücklich zugestimmt daß die Reform des Partners ersetizt zudem der anderslautenden Forde-


